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Die Verſtärkung der Militärpflicht. 


Die Regierung hat bekanntlich am 2. Febrnar dem 
Abgeordnetenhauſe 41 neues Geſetz über die e 
tung zum Kriegsdienſte vorgeſchlagen. Durch 115 5 

ſoll das alte“ gute Geſetz vom Jahre 1814 abgeänder 
und ergänzt werden. Der Zweck tft, die Reorganiſation 
der Armee noch weiter durchzuführen, als die Regierung 
es bisher gekonnt hat. Wir Alle wiffen es, und gar 
viele von uns haben es an ſich ſelbſt und in ihrem 
eigenen Hauſe und ihrer eigenen Wirthſchaft erfahren, 
melde. Qufer an. Geld und Zeit und welchen Verluſt 
an Arbeitskräften dieſe Reorganiſation uns 1 5 jetzt 
auferlegt. Wir müſſen daher wohl fragen, ob es dem 
Lande und unſeren Vertretern möglich iſt, nun auch noch 
die neuen Forderungen der Regierung zu bewilligen. 
Wir müſſen ſagen: „Nein, das ſcheint uns nicht 


möglich. „ as 

Ye warum müffen wir das fagen? 

Nun, wir müſſen (abgeſehen von allem Uebrigen) 
ſchon darum Nein ſagen, weil nach der neuen Re⸗ 

terungsforderung ein dienſtfähiger junger 
ann genöthigt werden kann, ſieben volle Jahre 
mitten im Frieden bei der Fahne zu dienen. 

Freilich klingt das unglaublich, aber es iſt doch ſo. 
Natürlich wird nicht jeder dazu genöthigt werden, aber 
ein hen Mann kann doch, ſelbſt in Friedens⸗ 
zeiten, ſieben volle Jahre im Dienſt feſtgehalten 
werden, und es muß jeder ſich darauf gefaßt machen, 
daß Br ihn ein ſolches Loos treffen kann. Die dar⸗ 
auf bezüglichen Worte des Geſetzentwurfes lauten: „Die 
dum Kriegsdienſt Verpflichteten gehören die erſten ſieben 
Jahre dem ſtehenden Heere an; ſie ſind jedoch, in ſo⸗ 
weit nicht nothwendige Verſtärkungen des Heeres oder 
Uebungen ein Anderes erfordern, in der Regel die letzten 
vier Jahre in die Heimath beurlaubt.“ 

Dagegen beſtimmt das alte Geſetz von 1814, daß 
die zum Kriegsdienſte Verpflichteten nur fünf Jahre 
dem ſtehenden Heere angehören ſollen. Dann heißt es 
weiter: „die drei erſten Jahre befindet ſich die Mann⸗ 
ſchaft des ſtehenden Heeres durchgängig bei ihren Fahnen; 
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die beiden letzten Fahre wird ſie in ihre Heimath a 
und dient im Fall eines entſtehenden Krieges zum Er⸗ 
ſatz des ſtehenden Heeres.“ 

Wir ſehen uns die Sache noch näher an. 

Nach dem neuen Geſetz ſoll jeder Dienſtpflichtige 
drei Jahre bei der Fahne bleiben. Nach dem alten 
Geſetze ſollte er das auch. Aber es wurde durch König⸗ 
liche Verordnungen von 1833 und 1837 für die Infan⸗ 
terie die Dienſtzeit bei der Fahne auf zwei Jahre herab⸗ 
geſetzt. Dieſe Verordnungen ſind zwar ſeitdem wieder 
aufgehoben worden, aber die dreijährige Dienſtzeit 
konnte doch bis zu Ende des vorigen Jahres 05 lange 
nicht vollſtändig an werden, weil das Geld 
dazu fehlte. Für dieſes Jahr aber find gerade zum 
Zweck der vollſtändigen Durchführung der dreijähri⸗ 
gen ae im Staatshaushattsetat über anderthalb 
Millionen Thaler mehr angeſetzt worden. Doch geſetzt den 
Fall, unſere jungen Leute hätten immer ihre vollen 
drei Jahre bei der Fahne dienen müſſen, ſo waren ſie 
nach dem Geſetze als Reſerviſten doch die nächſten zwei 
Jahre von jedem Dienſte frei, wenn nicht gerade ein 
Krieg im Entſtehen war. Jetzt dagegen ſoll die Reſerve⸗ 
zeit vier Jahre dauern, und während dieſer ganzen vier 
Jahre werden die Reſerviſten nicht blos, wie nach dem 
alten Geſetz, im Fall eines entſtehenden Krieges 
herangezogen. Nein, fie müffen jeden Augenblick darauf 
gefaßt fein, auch zu den Uebungen, und was noch 
viel mehr ſagen will, zu einer für nothwendig erachteten 
Verſtärkung des Heeres zur Bun eingezogen, und, ſelbſt 
im Falle eines ungeſtörten Friedens, bis zum vollen 
Ende ihrer Reſervezeit bei dem Regiment zurückgehalten zu 
werden. Ja, es iſt ſogar geſtattet, ſie unter Umſtänden 
auch zu anderen Zwecken oder aus anderen Gründen 
während der ganzen vierjährigen Reſervezeit im Dienſte 
zu behalten. Denn ſie ſollen ja auch, wenn der Fall 
eines Krieges oder einer Uebung oder einer nothwendi⸗ 
en Verſtärkung nicht vorliegt, nur „in der Regel“ 
in die Heimath „beurlaubt“, alſo nicht immer und un⸗ 
bedingt, in die Heimath „entlaſſen“ werden. Freilich 
oll der Dienſt in der Reſerve und in der Landwehr erſten 
ufgeboted (auf das zweite Aufgebot iſt kein zu großes 


Gewicht zu legen) nach dem neuen Geſetze zuſammen⸗ 
genommen nur acht Jahre dauern, während er in dem 
alten Geſetze auf neun Jahre beſtimmt iſt. Doch ia 
hort nur eine ſehr geringe Ueberlegung dazu, um zu be⸗ 
greifen, daß die acht Jahre nach dem neuen Geſetze 
eine ſehr viel ſchwerere Laft find, als die neun Jahre 
nach dem alten. Dazu vergeſſen wir nicht, daß der 
eigentliche dreijährige Dienft bei der Fahne bisher faft 
nur auf dem BE: ftand, während er von jetzt an ganz 
unerbittlich zur eg werden ſoll. 

Wahrlich, ein Menſch muß nicht rechnen gelernt 
haben, wenn er von den offiziöſen, das heißt auf deutſch 
von den bienftbefliffenen Sprechern und Schreibern ſich 
einreden läßt, daß die Reorganiſation, noch dazu mit 
ſolchem Geſetz, dem Lande und beſonders den Dienft 
1 5 en den Militärdienſt leichter macht, als er nach 

em alten Geſetz geweſen iſt. 

Ebenſo verwunderlich iſt es, wenn dieſe Dienſt⸗ 
befliſſenen in der Provinzial⸗Korreſpondenz und in an⸗ 
deren Blättern der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes 
einen Vorwurf daraus machen, daß ſie dem Hauſe die 
einfache Ablehnung des Geſetzentwurfes vom 2. Februar 
angerathen hat. Sie hätte, fo ſagen die Dienftbefliffe- 
nen, doch den Vorſchlägen der Regierung irgend welche 
andere Vorſchläge entgegenſtellen ſollen; denn dann 
hätte man ſich doch vielleicht noch vereinbaren, und nach 
dieſer Vereinbarung auch über den Verfaſſungsſtreit ver⸗ 
tragen können. Aber die Mitglieder der Kommiſſion 

aben dem Herrn Kriegsminiſter zunächſt doch nur wieder⸗ 
halen können, was der Regierung im Abgeordnetenhauſe 
und in allen freiſinnigen Zeitungen ſchon hundert Mal 
geſagt iſt, daß nämlich die Kriegsſtärke des 
Heeres in Friedenszeiten nothwendig vermin⸗ 
dert und die Dienſtzeit bei der Fahne noth⸗ 
wendig wieder auf zwei Jahre herabgeſetzt 
werden muß, wenn das Land und wenn die ein⸗ 
zelnen Dienſtpflichtigen die Militärlaſt ſollen 
ertragen können. Nun hat der Kriegsminiſter wohl 
in ſeinem und im Namen der Staatsregierung in der 
Kommiſſion, wie der Bericht ſagt, den aufrichtigen 
Wunſch ausgeſprochen, dem Hauſe mit verſöhnenden 
Schritten entgegenzukommen, aber zugleich hat er auch, 
wie es ebenfalls in dem Berichte der Kommiſſion heißt, 
ganz entſchieden erklärt, die Regierung könne 
keinen Mann von der gegenwärtigen Kriegs⸗ 
ſtärke des Heeres, 
kein Bataillon von der Zahl der jetzigen 
Kadres, 2 
kein Jahr von der ſiebenjährigen Dienftzeit, 
keinen Tag von der breijäbrigen Fahnendienſtzeit 
entbehren. Dabei hat die Regierung nichts Neues 
eboten, als eine Mehrforderung von 1,652,787 Thlr. 
r das Friedensheer und eine Ausſicht auf weitere Ver⸗ 
mehrung der Linien⸗Kavallerie. Ri 

Damit waren natürlich alle Gegenvor chläge von 
vornherein zurückgewieſen. Vernünftiger Weiſe konnten 
ſie 99 auch von der Kommiſſton gar nicht gemacht 
werden. 


‘> 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Aus den Verhandlungen der Volksvertretun 
iſt ganz beſonders Ne hen daß bei der Berathung 
der einzelnen Etats alle Vorſchläge der Budgetkommiſſion mi 
großer Majorität angenommen worden ſind. Bei der Be. 
1 des Etats für die Eiſenbahnen wurde der Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Gewährung einer Beihülfe des 
Staates an die Tilſit⸗Inſterburger Ghenbahngeſelſchaft fo» 
wie an die zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Pillau über 
Königsberg, Bartenſtein, Inſterburz und Lögen nach Lyck 
bonzefſionitte Oſtpreußiſche Südbahngeſellſchaft abgelehnt. 

Von den Kommiſſionsberathungen zog vor Allem die 
Berathung der Marinekommiſſion die Aufmerkſamkeit auf 
ſich, doch mußte in der einen Sitzung, welche bis jetzt ſtatt⸗ 
gehabt hat, von einer eingehenden Berathung abgeſehen 
werden, da der Miniſter des Auswärtigen, deſſen Anſichten 
doch wegen der Anlage des Hafens bei Kiel ſehr wi tig ſind, 


nicht anweſend war. Aus dem allgemeinen einleitenden Vor⸗ 


trage des Referenten, Abgeordneten Virchow, theilen wir 
mit, daß er darauf hinwies, daß die Regierungsvorlage zwar 
überall die Aufgabe der preußiſchen Marine dahin anffaffe, 
den deutſchen Handel und die deutſchen Küſten in ihrer 
ganzen Ausdehnung zu ſchützen, in dieſer Hinſicht alſo die 
Regierung Il die preußiſche Flotte eigentlich als eine 
deutſche auffaſſe, daß aber alle Andeutungen dar⸗ 
über fehlten, in welcher Weiſe und ob überhaupt 
auch die Kräfte der andern deutſchen Uferftanten 
hierzu herangezogen werden ſollten, da es doch faſt 
auf der Hand liege, daß weder die finanziellen noch 
die ſeemänniſchen Kräfte a allein einer 
ſolchen großen r fl abe 8 de en ſein würden. 
ee ſießlich ſprach er 0 gegen die Bewilligung einer An⸗ 
leihe aus. 

„Im Oktober v. J., als die allgemeine Erhöhung des 
Diskontos ſchwer auf den Handel drückte, hatte eine Kabinets⸗ 
ordre den Schlußſatz des § 6 der Bankordnung, wonach die 
Bank für Lombardgeſchäfte den Zinsfuß von 6 PCt. nicht 
überſchreiten darf, aufgehoben, dieſe Kabinetsordre hat die 
Budgetkommiſſion in ihrer Sitzung am 24. d. M. für 
rechtsungültig erklärt. Es ſcheint dabei der Grundſatz 
maßgebend 11 0 zu ſein, daß, da die Bankordnung auf 
5 eſtſtellung beruht, eine Aenderung berieben 
urch eine Kabinetsordre nicht möglich iſt. 

Am 25. d. M. iſt der Abgeordnete Rolshoven (Wahl 
kreis Lennep⸗ Solingen) geſtorben. Er war, ebenſo wie der 
zweite Abgeordnete deſſelben Wahlbezirkes, der leider auch 
verſtorbene Präſident von Rönne, Mitglied der Fortſchritts⸗ 


ei. 

In Ober⸗Glogau wurden 18 Wahlmannswahlen kaſſirt. 
Jetzt hat eine Neuwahl ſtattgefunden, und gehören 16 der 
Neugewählten der Fortſchrittspartei, 1 der ultramontanen 
und 1 der konſervativen Partei an. 

Ueber die eigenthümliche Wendung, welche in der ſchles⸗ 
wig⸗ holſteiniſchen n ad d eingetreten ift, werden wir 
weiter unten berichten. Was das Verhältniß zwiſchen Preußen 
und Oeſterreich betrifft, 6 wird das Bündniß immer lockerer. 
Preußen hat allerdings ſeine Ordre wegen der afenbauten 
bei Kiel auf den Eiaſpruch des Mitbeſitzers, Oeſterreich, vor 
der Hand ſiſtirt, aber man weiß in Wien bahn wohl, daß 
bei der erſten günſtigen Gelegenheit dieſe Ordre zur Aus⸗ 
führung Belangen fol, und ſcheint entſchloſſen zu fein, feine 
Einwi m {u unter keinen Umſtänden zu geben, oder, 
was vie eicht a iſt, ſeine Einwilligung dazu möglichſt 
theuer zu verkaufen. 


vertrag, welcher zwiſchen Oeſterreich und 
ben older ge en worden iſt, liegt jetzt dem Ab- 
geordnetenhauſe vor, doch befinden ſich in demſelben Beſtim⸗ 
mungen, welche feine unveränderte Annahme nicht wünſchens⸗ 
werth erſcheinen laſſen. Einmal ſcheint uns die Beſtimmung 
wegen des Zollkartells nicht zweckmäßig, da wir nicht ein⸗ 
eben, weshalb unſere Beamten, die mit unſerem Gelde 
bezahlt werden, im Intereſſe der öſterreichiſchen Regierung 
dend in unſeren Handel, wenn derſelbe auch genöthigt iſt, 
fich Wege zu ſuchen, welche in fremden Staaten verboten 
find, eingreifen fol, Dann findet ſich in dem Vertrage die 
Beſtimmung wiederholt, daß jede Regierung berechtigt ſein 
ſoll, die Eröffnung von Verhandlungen wegen einer Zoll⸗ 
einigung zu verlangen, eine Beſtimmung, der wir haupt⸗ 
ſächlich die verzögerte Annahme des Handelsvertrages mit 
Frankreich zu verdanken haben. Wir können wirklich nicht ein⸗ 
ſehen, weßhalb wir uns nach ſolchen Erfahrungen noch ein⸗ 
mal ähnlichen Benachtheiligungen ausſetzen ſollen. 

Von Nichtbeſtätigungen könnten wir von Neuem eine 
größere Anzahl mittheilen, doch ſind wir der Meinung, es 
jetzt, nachdem der Miniſter des Innern im Abgeordnetenhauſe 
dieſe Maßregel in längerer Rede als richtig und nothwendig 
anerkannt hat, nur dann thun zu müſſen, wenn Perſonen 
von hervorragender Bedeutung davon betroffen werden. So 
haben wir denn heut zu melden, daß der Wahl des Abge⸗ 
ordneten Hagen, Stadtkämmerer von Berlin, Jen erſten 
Bürgermeiſter von Königsberg, die königliche Beſtätigung 
verſagt worden iſt. 

Schleswig⸗Holſtein. Die jetzigen Beſitzer des Landes, 
Oeſterreich und Preußen, fühlen plötzlich das Bedürfniß, die 
Volksvertretung der Herzogthümer einzuberufen. Natürlich 
erwartete man allgemein, daß damit die alten Stände, welche 
faſt Niemand mehr als die Vertreter des Volkes ee: 
gemeint find. a überraſcht uns plötzlich die „N. A. Z.“, 
das offiziöſe oe des preußiſchen Miniſteriums, mit einem 
Artikel, welcher die Einberufung einer vom Volke gewählten 
Ständeverſammlung in Ausſicht ſtellt, und dabei ganz beſon⸗ 
ders hervorhebt, daß es die Preußiſche Regierung ſei, welche 
dieſe Maßregel zuerſt angeregt habe. Der Artikel des mini⸗ 
fteriellen Blattes iſt jo intereſſant, daß wir nachſtehend einige 
Stellen daraus unſeren Leſern mittheilen. 

„Zunächſt“, jo heißt es in dem Eingange, „tritt aber bei 
dieſem Schritte die Frage an uns heran, nach welchem Wahl⸗ 
geſetze die Zuſammenberufung einer ſolchen Volksrepräſen⸗ 
tation zu geſchehen hätte. Prälaten und Ritterſchaft, dieſe 
altehrwürdigen Vorkämpfer für die Freiheit der Herzog⸗ 
thümer, dürften doch wohl in dieſem Falle nicht ausreichend 
ſein, wo es darauf ankäme, Angeſichts Europa's die Meinung 
des Schleswig⸗Holſteiniſchen Volkes zu konſtatiren. Das 
Wahlgeſetz, wie es aus den Verordnungen vom 28. Mai 
1831 hervorgegangen, kann ebenfalls hier nicht mehr in Be⸗ 
tracht kommen; eben ſo wenig das Geſetz von 1852 mit 
feinen für die Däniſche Herrschaft zugeſchnittenen Beſtim⸗ 
mungen für die Vertretung der Minoritäten. Außerdem find 
alle dieſe Geſetze für die damals getrennten Herzogthümer 
beſtimmt, keines für die Zuſammengehörigkeit derſelben. Es 
bliebe alſo nur das Wahlgeſetz von 1848, oder aber ein 
neues, zwiſchen den beiden Kabinetten zu verein⸗ 
barendes Geſetz, welches dann allerdings auf der 
breiteten Baſis und der Art einzurichten wäre, daß 
die öffentliche Meinung f 
N) un 11 Ausdruck fände.“ 

nlung ſoll dann nicht nur die jetzige Meinung der 

Schleswig - Solfteiner vepräfentiren, . = df. 
läutern, eine Aufgabe, welche allerdings etwas ſonderbar er« 


Dieſe 


des Landes ihren wirk⸗ 


ern es ſoll dieſelbe 


l da die Gewählten doch offenbar die Meinung ihrer 
ähler repräſentiren, ſonſt würde man fie ja aller Wahre 
ſcheinlichkeit nach nicht wählen. 

Sehr ſorgſam zählt der Artikel dann alle Verpflichtun⸗ 
en auf, welche auf dem neuen Staate laſten werden. Es 
eißt: „Man wird ſich zunächſt Rechenſchaft über die finan⸗ 

ziellen Verhältniſſe des Landes geben müſſen, man wird das 
„Soll und Haben“ diskutiren. Zuerſt wird man an die 
Deckung der Krie gskoſten denken müſſen, von denen 
Preußen 20, Oeſterreich 12 Millionen in runder Summe zu 
fordern haben. Dann werden die Vertreter des ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Volkes es als eine Ehrenſache anſehen, nicht 
nur die aus dem früheren Kriege fälligen Penſionen und 
Unterſtützungen der Verwundeten und der Angehörigen 
der Gebliebenen zu zahlen, fondern fie werden nicht alle 
können, auch die Opfer des Feldzuges von 1864 als gleich⸗ 
berechtigt zu betrachten. Nachher würden die Entſchädi⸗ 
gungen, die für den Fall, daß die Herzogthümer vereint zu 
leiben wünſchen, an die verſchiedenen Prätendenten zu zah⸗ 
len wären, der Schuldſumme hinzuzufügen fein. Das An. 
erkenntniß der Rechte der Staatsgläubiger aus dem erſten 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Kriege und die Rückzahlung der 
gen duden diet Adi Abfindungsſumme an Kopenha⸗ 
gen würden dieſe Addition mehren und dann erſt würde man 


an die Bedürfniſſe des Augenblicks zu denken haben. Man 


würde die Summen zu erwägen haben, die zu den Dei⸗ 
chungs arbeiten an der Weſtküſte des Landes erforderlich 
ſind, und beſonders die zu dem Kanalbau, damit die 
Schiffe aus den öſtlichen Häfen nicht länger in der Lage 
ſind, nur unter den däniſchen Kanonen die Nordſe erreichen 
zu können. Dann gälte es die Orgauiſation der Regie⸗ 
rung, der Zivilliſte, und vor Allem der Schöpfung eines 
Heeres mit feinen Vorräthen an Geſchützen und Kriegsmaterial, 
die Errichtung von Arſenalen und feſten Plätzen im Lande und 
an der Küſte, und die Schöpfung einer Flottille, 155 
e. „um doch nicht gänzlich wehrlos gegen Dänemark zu 
ein.“ Dies würde allerdings ein bedeutende Geſammtſumme 
ergeben, und man will fie wohl den Vertretern des ſchleswig⸗ 
holſtein'ſchen Volkes recht eindringlich in 8 Gedächtniß rufen, 
um ſie geneigt zu machen, für die Annexion an Preußen zu 
ſtimmen. Später heißt es: „Es wird gut ſein, alle dieſe 
Dinge den Bewohnern der Sn ber zu ſagen, nicht wie 
bisher durch die einſeitigen Organe der Parteipreſſe, die das 
Eine behaupten und das Andere verſchweigen, ſondern durch 
die Diskuſſion in einer Verſammlung, die zu dieſem Zwecke 
von den Bewohnern Schleswig⸗Holſteins gewählt worden iſt, 
und deren Worte ein weiteres Ccho, als bisher der Fall war, 
im Lande finden werden.“ Danach ſcheint es, daß die ganze 
Einberufung der Stände, welche jetzt das Berliner Kabinet 
ſo eifrig betreibt, gar nicht nothwendig ſein würde, wenn 
die Schleswig Holſteiner fleißiger die Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung und die Provinzial⸗Korreſpondenz geleſen hätten, 
Nun, mag das Miniſterium geleitet fein von Motiven, 
welcher Art ſie auch ſeien, wir freuen uns, daß die Noth⸗ 
Se 5 5 das Volk jesft zu befragen, fi trotz aller Hinder. 
niſſe Bahn gebrochen hat, und wir ſind überzeugt, daß frei 
gewählte Vertreter des ſchlezwig ⸗holſtein 'ſchen Volles nichts 
thun werden, was nicht in Uebereinſtimmung ſteht mit dem 
echt und den berechtigten Forderungen des Vaterlandes. 
Amerika. Kaum haben wir Zeit gehabt, uns über den 
Fall der Hauptſtadt der Sklavenſtaaten zu freuen, kaum 
konnten wir uns der Hoffnung hingeben, daß mit der Ka⸗ 
Ae des Ober⸗Generals der Armee der Südſtaaten dieſer 
lutige Krieg beendigt ſei,-ſo dringt eine erſchütternde Kunde 


zu ung. In der Nacht vom 14. auf den 15. d. M. hat 


man auf den Mann, der durch feinen energiſchen Willen 
einer der Hauptbeförderer der Aufhebung der Sklaverei war, 
den Präſidenten der Nordamerikaniſchen Republik, Lincoln 
geſchoſſen und iſt derſelbe am Morgen des 15. an den Fol⸗ 
en ſeiner Verwundung geſtorben. Auch ſein treuer Ge⸗ 
führte und Genoſſe bei dem Werk, deſſen ſicheren Erfolg ſie 
Beide noch mit eigenen Augen ſehen ſollten, der Staats⸗ 
ekretär Seward iſt verwundet, und zweifelt man an feinem 
Aufkommen. Der Fanatismus, mit welchem die Südſtaaten 
den Aufſtand unternommen und bis jetzt zum Siege zu brin⸗ 
gen fuchten, er hat ſeinen Gipfelpunkt in dieſem blutigen 
reigniß gefunden. Glaubt man, damit den Sieg des Huma⸗ 
nismus aufhalten zu können? Gewiß nicht, denn ſein Er⸗ 
folg ſteht nicht auf zwei und nicht auf vier Augen, ſondern 
auf dem feſten Willen von Millionen und aber Millionen 
Menſchen, die das Gute und Edle erkannt haben und ent⸗ 
ſchloſſen ſind, es zur Geltung zu bringen. Mit dem Blute 
Lincolns iſt die Saat eines ſklavenfreien Staates gedüngt 
worden; möge ſie ſich zu reicher Blüthe erſchließen. 


Sprechſaal. 


Wir erhalten über die Forderung der Regierung in Be⸗ 
treff der Vergrößerung der Marine eine Zuſchrit, der wir 
um ſo lieber einen Platz in unſerem Blatte anweiſen, als 
ſie aus den Oſtſeeprovinzen kommt, alſo aus einer Gegend, 
wo man gewiß das regſte Intereſſe an der endlichen Herſtel⸗ 
lung einer Achtung gebietenden Seemacht nimmt. Der 
Brief lautet: 

Herr Redakteur! Die 13.1 hat durch die Beſchlag⸗ 
nahme Ihres Blattes vom 15. April den Leſern der „Ver⸗ 
faſſung ', alſo auch mir, die Lektüre Ihres Artikels über die 
neu geforderte Staatsanleihe von 10 Millionen Thalern ent- 
zogen. Jedoch erſehe ich Theils aus dem Auszuge, den Sie 
aus der Denkſchrift der Regierung gemacht haben, Theils 
aus dieſer Denkſchrift ſelbſt, daß jene 10 Millionen etwa 
nur den fünften Theil aller derjenigen Ausgaben betragen, 
die im Lauf der nächſten zwölf Jahre für die Beſchaffung 
einer ausreichenden Flotte und für die . bei Kiel 
und an der Jade gemacht werden ſollen. Wir ſollen alſo 
nach einer, doch erſt vorläufigen Berechnung, für dieſe aller⸗ 
dings nicht nur nöthigen, ſondern ſogar nothwendigen Zwecke 
in zwölf Jahren gegen funfzig Millionen Thaler auf⸗ 
bringen. Doch iſt das nicht die einzige Mehrausgabe, die 
vom Lande gefordert wird. Auch die laufenden, ſogenannten 
„ordentlichen“ Jahres ausgaben für die Marine ſollen 
während derſelben Zeit um mehr als 3½ Millionen Thaler, 
nämlich von 1,373,847 Thlr., wie ſie für das Jahr 1865 
veranſchlagt ſind, auf etwa fünf Millionen Thaler geſteigert 
werden. Aus den Mittheilungen, mit welchen die Regierung 
ihren Flottenplan begleitet hat, geht zu unſerer großen Ge⸗ 
nugthuung hervor, daß alle dieſe Mehrausgaben nur gefor⸗ 
dert werden, um die preußiſche Seemacht in einen ſolchen 
Stand zu ſetzen, daß fie 1) den eigenen, wie den geſammten 
deutſchen Seehandel auch in fernen Meeren beſchützen, 2) 
die geſammten preußiſchen und deutſchen Oſt⸗ und Nordſee⸗ 
Küften gegen jeden Angriff verkheidigen und 3) jede See⸗ 
macht zweiten Ranges, und namentlich auch die etwa ver⸗ 
einigten Flotten Rußland's, Schweden's und Dänemarks, auf 
offenem Meere angreifen und beſiegen könne. Natürlich muß 
jeder preußiſche und deutſche Mann ſich freuen, daß auch die 
gegenwärtige Regierung ein fo richtiges und ſo würdiges Ziel 
fi: geſetzt hat. Ich überlaſſe es von Herzen gern dem 


Urtheile der Sachverſtändigen, ob zur Erreichung deſſe 
gerade eine Panzerflotte nothwendig iſt, und ob en 
derlichen Koſten richtig, oder ob fie zu hoch oder zu niedrig 
veranſchlagt ſind. Ebenſo mögen dieſenigen, welche den ge⸗ 
genwärtigen Zuſtand unſerer Staatsfinanzen genauer kennen, 
es beurtheilen, ob zur Beſchaffung der Koſten gerade eine 
Anleihe nothwendig iſt, oder ob es bei einer wohlgeord⸗ 
neten Verwaltung der öffentlichen Gelder nicht möglich ſein 
ſollte, dieſelbe aus den vorhandenen Mitteln und den 
laufenden Einnahmen zu betreten, Dagegen muß ich als 
einfach h Mann und ade den Regeln 
nach denen jeder ordentliche Staats⸗ wie Hauswirth ſich 
richtet und richten muß, es für rein unmöglich erklä⸗ 
ren, daß unſere Abgeordneten die für die See— 
macht nothwendigen Mittel ganz ohne Weiteres be⸗ 
willigen können. Denn wenn ſie genehmigen ſollen, daß 
die von der Regierung geforderte Summe für die Flotte aus⸗ 
hehre werden darf, ſo müſſen ſie auch wiſſen, ob dieſelbe 
dafür ausgegeben werden kann, ohne den Wohlſtand des 
Landes und damit auch ſeine Vertheidigungskraft zu ſchwä⸗ 
chen. Das aber können fie nur wiſſen, wenn die- ordnungs⸗ 
mäßigen Ausgaben für die übrigen Bedürfniſſe des Landes 
und insbeſondere auch für das Landheer zwar ausreichend, 
aber auch genau und feſt beſtimmt ſind. Nun kann dieſe 
enaue und feſte Beſtimmung bekanntlich nicht anders geſche⸗ 
kat als durch Vereinbarung über das nach Artikel 99 der 
Verfaſſung erforderliche Staatshaushaltsgeſetz. — Mit» 
hin ſind Bewilligung der für die Seemacht erfor— 
en Mittel und Bewilligung des Staats— 
aushaltsetats untrennbar mit einander verbunden. 
as Abgeordnetenhaus, wenn es aus wirthſchaftlichen Män⸗ 
nern beſteht, kann nicht anders, es muß entweder die For⸗ 
derung der Regierung einfach ablehnen, oder es muß den 
Bewilligungen, die es für die Flotte machen will, durchaus 
die Bedingung bingufügen, daß dieſelben erſt in dem 
Augenblicke in Kraft treten, in welchem auch der von 
ihm bewilligte Staats haushalts - Etat Geſetzes kraft er⸗ 
langt hat. Ich nehme mir nicht heraus, etwas über die 
Art und Weiſe zu ſagen, wie unſere Volksvertreter dabei zu 
verfahren haben. Aber ſo lange ich nicht durch ſehr gewich⸗ 
tige Gründe eines Anderen belehrt werde, ſteht bei mir die 
Ueberzeugung feſt, daß das Abgeordnetenhaus ſchon aus 
rein wirthſchaftlichen Gründen gar nicht im Stande 
iſt, der Regierung zu außerordentlichen Ausgaben Geld 
u bewilligen, fo lange dieſe Regierung die Befugniß in An⸗ 
ſpruch nimmt, die Höhe der ordentlichen Ausgaben auch 
ohne die Bewilligung des Abgeordnetenhauſes, alſo ohne 
das verfaſſungzmaßige Staatshaushalts⸗Geſetz zu beſtimmen. 
Ich laſſe dabei alle politiſchen Erwägungen gänzlich bei 
Seite; ich ſpreche, wie geſagt, nur von ſolchen wirthſchaft. 
lichen Grundſätzen, denen meiner Meinung nach jeder gute 
Wirth beiſtimmen muß, zu welcher politiſchen Partei er auch 
gehöre. 
Mit aufrichtiger Hochachtung Ihr H. 
Wir haben der vorſtehenden Ausführung nichts hinzu 
zu ſetzen, es müßten denn Bedenken ſein, welche in uns ge⸗ 
en die Idee des Schreibers aufſteigen, als ob die Kammer 
für die Flotte Geld bewilligen und dieſer Bewilligung die 
Bedingung hinzufügen könne, die Bewilligung ſolle erſt dann 
in Kraft treten, wenn der von dem Abgeordnetenhauſe be⸗ 
willigte Staatshaushaltsetat Geſetzeskraft erlangt. Solche 
proviſoriſche e erſcheinen uns bedenklich und ge⸗ 


eignet, die Rechtsanſchauungen im Volke zu verwirren. 
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